
In meinem Aufsatz über die Wirtschaftsstrafverord- 
nung25) habe ich versucht, die Gründe darzulegen, die 
zu der Einführung und der besonderen Gestaltung 
dieses Wirtschaftsstrafverfahrens, zu dem Entschluß 
der Übertragung der umfangreichen Befugnisse auf die 
Wirtschaftsbehörden geführt haben. Diese Gründe 
lagen darin, daß die Justiz, auch die Justiz unserer 
Zone, noch nicht in der Lage ist, all den Aufgaben, die 
auf dem Gebiet des Wirtschaftsstrafrechts zu bewäl­
tigen sind, gerecht zu werden. Das hat seine Ursache 
nicht nur darin, daß die Demokratisierung der Justiz 
noch nicht so weit fortgeschritten ist, wie wir es 
wünschen, sondern insbesondere auch darin, daß vie­
len Richtern und Staatsanwälten noch das erforder­
liche Verständnis für wirtschaftliche Fragen fehlt. Das 
hat kein Geringerer als der frühere Chef der Deutschen 
Justizverwaltung, Dr. Schiffer, auf der ersten Plenar­
sitzung der Deutschen Wirtschaftskommission, die sich 
mit der Wirtschaftsstrafverordnung beschäftigte, aner­
kannt2«). Aus dieser Tatsache galt es, die Folgerungen 
zu ziehen. Das ist in der Wirtschaftsstrafverordnung 
versucht worden.

Wenn man sich deshalb bei Erlaß der Wirtschafts­
strafverordnung dazu entschlossen hat, ein Wirt­
schaftsstrafverfahren dieser Art einzuführen und da­
mit den Wirtschaftsbehörden weitgehende Befugnisse 
zu übertragen, so nicht unter dem Gesichtspunkt, den 
Schmidt als bezeichnend für die Gesetzgebung der 
Nazizeit herausstellt, daß nämlich die Übertragung 
umfassender Strafbefugnisse auf die Verwaltung Aus­
fluß einer rechtsstaatsfeindlichen Machtstaatspolitik sei. 
Die Einführung dieses Wirtschaftsstrafverfahrens be­
ruhte vielmehr auf der schon erwähnten Erkenntnis, 
daß die Justiz noch nicht alle vor ihr stehenden Auf­
gaben zu lösen vermag, und zum anderen auf dem 
Bewußtsein, daß die neue demokratische Verwaltung, 
die in der sowjetischen Besatzungszone nach der Zer­
schlagung des alten Beamtenapparates aufgebaut wor­
den ist, die genügende Gewähr für eine gerechte Hand­
habung des Wirtschaftsstrafrechts auch im Wirtschafts­
strafverfahren bietet.

Aus dieser Situation heraus, die allerdings von der 
Situation in Westdeutschland grundsätzlich verschieden 
ist, war es auch nur möglich, den Wirtschaftsbehörden 
derart umfassende Befugnisse zu übertragen. Diese 
Übertragung bedeutet deshalb auch keine endgültige 
Lösung dieses Problems. Wir sind überzeugt davon, 
daß dann, wenn im Zuge der Weiterentwicklung un­
serer gesellschaftlichen Ordnung auch die Entwick­
lung der Demokratisierung der Justiz weiter voran­
geschritten ist, wenn die Justiz die Richter und Staats­
anwälte zur Verfügung stellen kann, die zu einer ver­
ständigen Rechtsprechung in Wirtschaftsstrafsachen 
benötigt werden, der Justiz alle die Aufgaben zuge­
wiesen werden, die mit der Bekämpfung von Wirt­
schaftsverbrechen im Zusammenhang stehen. Jeder 
Verstoß gegen die Wirtschaftsordnung wird dann von 
der Justiz verfolgt und geahndet werden

Diese Erwägungen sind deshalb von Bedeutung, 
weil sie zeigen, daß man bei der Gestaltung und bei 
dem Erlaß der Wirtschaftsstrafverordnung nicht davon 
ausgegangen ist, es gäbe einen grundsätzlichen Unter­
schied zwischen solchen Delikten, die von den Gerich­
ten und solchen, die von den Verwaltungsbehörden 
verfolgt werden. Man ging vielmehr davon aus — 
und dieser Standpunkt allein wird der wirklichen 
Sachlage im Wirtschaftsstrafrecht gerecht —, daß alle 
Verstöße gegen die Wirtschaftsordnung als der Grund­
lage unserer gesamten gesellschaftlichen und politischen 
Entwicklung wirkliches kriminelles Unrecht sind, das 
man unter den Begriff des W i r t s c h a f t s u n ­
r e c h t s  zusammenfassen sollte. Gewiß wird es, wie 
auf anderen Rechtsgebieten auch, neben den schweren 
Fällen dieses Wirtschaftsunrechts auch leichte Verstöße 
gegen die Wirtschaftsordnung geben. Sie bleiben aber 
echtes kriminelles Wirtschaftsunrecht, und es geht 
nicht an, sie als bloße Ordnungswidrigkeiten zu be­
zeichnen, über .die ein ethisches Unwerturteil eigent­
lich gar nicht gesprochen werden dürfte. Es ist bezeich­
nend, daß Eberhard Schmidt zu den entgegengesetzten 
Folgerungen kommt. Für ihn geht es, wie gezeigt 
wurde, darum, darzulegen, daß alles, was mit staat­
lichen Eingriffen in die Wirtschaft zusammenhängt — * 20

2«) Neue Justiz 1948 S. 182 ff.
20) vgl. Schiffer, „Recht und Wirtschaft“, Berlin 1948

und damit auch das Wirtschaftsstrafrecht —, etwas 
Vorübergehendes, nur aus der Not der Zeit Geborenes 
und mit der Überwindung der Not zu Beseitigendes 
sei. Er kann deshalb gar nicht erkennen, daß es in 
unserer bereits ganz anders gearteten Gesellschafts­
ordnung innerhalb der sowjetischen Besatzungszone bei 
dem Wirtschaftsstrafrecht um etwas grundsätzlich an­
deres geht: Um die Sicherung der wirtschaftlichen Ent­
wicklung als der Voraussetzung für die Gesundung 
und die Fortentwicklung unseres gesellschaftlichen 
Lebens überhaupt. Wer sich dieser Entwicklung ent­
gegenstellt, wer die Wirtschaftsplanung sabotiert, wer 
auch nur nachlässig die Vorschriften außer acht läßt, 
die der Regulierung des geordneten Wirtschaftsab­
laufs dienen, vergeht sich an den Rechtsgütem der All­
gemeinheit, deren Bedeutung oben aufgezeigt wurde. 
Er begeht in jedem Fall ein kriminelles Delikt.

Geht man von diesem Standpunkt aus an die Pro­
bleme des Wirtschaftsstrafrechts heran, so ergeben 
sich mannigfache Folgerungen für die praktische An­
wendung der Vorschriften des Wirtschaftsstrafrechts, 
die zu behandeln an dieser Stelle zu weit führen würde. 
Sie sollen einer späteren Darstellung Vorbehalten blei­
ben. Worum es hier ging, war, aufzuzeigen, welche 
Bedeutung das Wirtschaftsstrafrecht hat, worin die Ur­
sachen für diese Bedeutung liegen und von welchem 
Ausgangspunkt aus an die Probleme, die das Wirt­
schaftsstrafrecht aufwirft, heranzugehen ist.

Die Bestrafung der vorsätzlichen 
Tötungsdelikte

Von Oberlandesgerichtsrat Dr. L e d i g ,  Dresden
Mord war nach der alten Fassung des Strafgesetz­

buches vorsätzliche Tötung mit Überlegung, Totschlag 
war vorsätzliche Tötung ohne Überlegung. Die Über­
legung wurde bejaht, wenn der Täter bei der Aus­
führung in genügend klarer Erwägung über den zur 
Erreichung seines Zweckes gewollten Erfolg, über die 
zum Handeln drängenden und von diesem abhaltenden 
Beweggründe, sowie über die zur Erreichung des Er­
folges erforderliche Tätigkeit handelte (RGSt. 70, 259). 
Totschlag setzte normalerweise einen Erregungszustand 
voraus, jedoch war bei Schwermutszuständen auch ein 
Totschlag ohne Erregung möglich.

Diese Abgrenzung hat lange Zeit die Praxis be­
friedigt. Nur richtete sich eine immer wiederkehrende 
Kritik gegen gewisse Schwurgerichtsurteile, die — oft 
unter dem Einfluß eindrucksvoller Plädoyers — den 
Leidenschaftsverbrechen eine zu mild erscheinende 
Behandlung angedeihen ließen.

Unter dem Hitlerregime gelangte man — in An­
knüpfung an eine auch aus dem Schweizer Recht 
erkennbare, internationale Entwicklungstendenz — zu 
dem Ergebnis, daß die angeführte Differenzierung zu 
einseitig sei. Wesentliche Unterschiede in der Verwerf­
lichkeit der Tötungen, so meinte man, könnten auch 
aus anderen Beurteilungsgesichtspunkten gewonnen 
werden.

Der den Änderungsbestrebungen zugrundeliegende 
Gedanke basierte auf der richtigen Erkenntnis, daß 
zur Gewinnung eines umfassenden Bewertungsmaß­
stabes das kriminologisch so markante Phänomen der 
Tötungsdelikte in der Totalität seiner Wesenszüge zu 
analysieren sei, und es nicht genüge, ein so fragmen­
tarisches Abgrenzungsmerkmal wie das der Überlegung 
der Differenzierung zugrundezulegen. So wählte man 
die 1941 in Kraft gesetzte Fassung des § 211: „Mörder 
ist, wer aus Mordlust, zur Befriedigung des Geschlechts­
triebes, aus Habgier oder sonst aus niedrigen Beweg­
gründen, heimtückisch oder grausam oder mit gemein­
gefährlichen Mitteln, oder um eine Straftat zu er­
möglichen oder zu verdecken, einen Menschen vor­
sätzlich tötet.“

Der Totschlag wird nach § 212 auch hier rein kom­
plementär bestimmt, insofern er bei vorsätzlichen 
Tötungen dann vorliegen soll, wenn der Täter kein 
Mörder ist. Für die deutsche Neufassung ist Art. 99 
des schweizerischen Entwurfes von 1918 vorbildlich 
gewesen, der besagt: „Tötet der Täter aus Mordlust, 
aus Habgier, um die Begehung eines anderen Ver­
gehens zu verdunkeln oder zu erleichtern, mit be­
sonderer Grausamkeit, Heimtücke, durch Feuer, Spreng­
stoff oder mit anderen Mitteln, die geeignet sind, Leib
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